
Bundessozialgericht
. ‚ \ «

AE;£-39-BY-232153 1 m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i l
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Amtsinspektor Klager1n und Rev151onsklagor1n,

als Urkundsbeamter
, _ ; \ . ‚

der Geschäftsstelle Prozeßbevollmächtigter:
. . . . . . . . . . .

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 40. Senat des Bunde85021algerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 15. Dezember 4970

durch
_

; ... »g*

Senatspräsident Dr. T e s m e r
— Vorsitzender —,

Bundesrichter
._ .

Dr. B r o c k e ,
Bundesrichter ‘ Dr. B u r d e n s k i ‚
Bundessozialrichter S a a l m a n n und

Bundessozialrichterin V o l l n b e r g

für Recht erkannt:ilf

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Bremen vom 21. August 1969

aufgehoben. hilf? ' J

Die Sache wird zur
erneuten Verhandlung und Ent«

scheidung an dieses Gericht zurückverwiesen. \

Die Kostenentschéidung bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalten. '
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Die aus
Jugoslawien stammende Klägerin gehört nach ihren

Angaben zu den Volksdeutschen; seit März 4948 lebt sie

in Argentinien. Am 28. März 4964 beantragte sie bei dem

Versorgungsamt (VersorgA) Bremen die Gewährung von Wit—

wen— und Elternrente‚ Sie gab dabei an, ihr Ehemann und

ihre beiden ältesten Söhne hätten dem Heimatschutz ange—

‚‘hört und seien am 27° Oktober 4945 in ihrem Heimatort
Grosuplje von Partieanen erschossen worden° Zwei jüngere

- Söhne seien im Juni 4945 gleichfalls als Mitglieder des

deutschen Heimatschutzes in deutschen Uniformen nach—

Jugoslawien verbracht worden und seither verschollen„

Das VersorgA stellte Ermittlungen an und lehnte die An—

träge der Klägerin durch zwei Bescheide vom 7„ Dezember

4965 ab. Die Widersprüche der Klägerin waren erfolglos
(Widerspruchsbescheide des Landesversorgungsamtes —
LVersorgA — Bremen vom 24. und 22° Dezember 4966)„ Die
beiden Widerspruchsbescheide wurden der Klägerin laut

Zustellungsnachweis der Botschaft der Bundesrepublik‘

Deutschland in Buenos Aires am 9° Februar 4967 zuge—

stellt. " " ' ‘"“"’“

Mit zwei Schriftsätzen vom 5„ August 4967, die am 7„

August 4967 bei dem Sozialgericht (SG) Bremen eingingen‚

erhob die Klägerin Klage° Gleichzeitig beantragte sie
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäuw

mung der Klagefrist und trug dazu vor, in den letzten

Jahren sei sie sehr krank gewesen. Als sie Anfang Februvr

4967 auf der Deutschen Botschaft die Widerspruchsbeschei«

de erhalten habe, habe sie einen solchen Schock erlitten,

daß sie völlig zusammengebrochen seio Aus diesem Grunde

sei es ihr rein körperlich verwehrt gewesen‚ den Pfarrer

Schi; bei der Deutschen evangelisch«lutherischen Kirche

aufzusuchen, der sämtliche Schriftsätze für sie gefertigt

' und ihr auch bei der Antragstellung und der weiteren

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_
5'_

Bearbeitung behilflich gewesen sei. Erst am 5. August 4967

habe sie in der Kirchenkanzlei erscheinen können; noch

am gleichen Tage sei die Klageschrift gefertigt und ab—

gesandt worden. Sie habe fünf Blutopfer für Deutschland
.

gebracht und müsse heute unter kümmerlichsten Verhält—

nissen in Argentinien leben„'

Das SG hat beide Sachen zur gemeinsamen Verhandlung und

Entscheidung verbunden und die Klagen durch Urteil vom

40. Juni 4968 als verspätet abgewiesen. Im Berufungsver-

fahren brachte die Klägerin eine Bescheinigung des be—'

handelnden Arztes Dr. E"""""="""""""""":""""""bei; danach hatten die

ärztliche Behandlung wegen Herzinsuffizienz sowie die

verordnete Bettruhe vom 45. Februar bis 54. Juli 4967

gedauert° Das Landessozialgericht (LSG) hat die beiden

Stehen erneut zur gemeinsamen Beratung und Entscheidung

vv;bunden und durch Urteil vom 24. August 4969 ?die Beru—

Su“gen der Klägerin gegen die Urteile des SG Bremen vom
40. Juni 4968" — gemeint ist die Berufung gegen das Urteil

des SG Bremen vom 40. Juni 4968 — als unbegründet zurück—

gewiesen° In den Entscheidungsgründen wird ausgeführt, die

Klägerin habe die Klagefrist versäumt; Wiedereinsetzung

könne ihr nieht gewährt werden, da sie nicht ohne Verschul—

den gehindert gewesen sei, rechtzeitig Klage zu erheben.

Der Klägerin könne zwar ohne Bedenken geglaubt werden, daß

sie, während die Klagefrist lief, krank und
auch bettläge-

rig gewesen sei. Vor dem SG bestehe jedoch kein Vertretung3«

zwang° Die Klägerin sei daher nicht gezwungen gewesen, nur
durch ihren späteren Prozeßbevollmächtigten, Pfarrer Schii,

Klage zu erheben. Zur Klageerhebung habe es nur der Absen—
dung einer Postkarte bedurftf° Durch die ärztliche Beschei—

nigung des Dr° E:x:zrüxrir.sei nicht glaubhaft gemacht,

daß die Klägerin nicht in der Lage gewesen sein sollte,

eine derartige schriftliche Nachricht zu verfassen oder

durch einen in ihrer Umgebung lebenden Menschen verfassen

zu lassen‚ ‘ ' '
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Dieses Urteil wurde der Klägerin am 25. September 4969

zugestellt. Die Klägerin hat dagegen mit einem eigenhändig

unterschriebenen Schriftsatz vom 24. November 4969, der

am 5. Dezember 4969 beim Bundessozialgericht (BSG) eine

gegangen ist, Revision eingelegt und gleichzeitig bean—

tragt, ihr das Armenrecht zu bewilligen. Auf Anfdrdorung

des Senats hat die Klägerin eine eigene eidesstattliche
Versicherung und eine weitere ärztliche Bescheinigung

von Dr. EjI:IIÜZZi2;€1ngereicht‚ Auf den Inhalt dieser

Unterlagen wird Bezug genommen, Durch Beschluß des Sen„te

vom 48" September 4970 ist der Klägerin für das Verfahren

vor dem BSG das Armenrecht bewilligt und Rechtsanwalt

Dr. Wolfgang Z 112111in Kassel als Prozeßbevollmächtigter

beigeordnet worden° Dieser hat mit Schriftsatz vom 42.

Oktober 4970, beim BSGeingegangen am14„ Oktober 1970‚
Revision eingelegt und diese in demselben Schriftsatz

begründet° ‘ ‘

Die Klägerin beantragt,

4) Uiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die

Versäumung der Revisionsfrist zu gewähren,

2} die Urteile des SG Bremen vom 40‚ Juni 4968 aufe

zuheben,

}) Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen der

versäumten Klagefrist zu gewähren,

4) die Bescheide des VersorgA Bremen vom 7. Dezember

' 4965 und die Bescheide des LVersorgA Bremen vom
24° und 22° Dezember 4966 aufzuheben,

5) die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin Hinterm

bliebenenrente und Elternrente in gesetzlicher

Höhe ab 4° März 4964 zu gewähren,

6) der Beklagten die außergerichtlichen Kosten des

Verfahrens aufzuerlegen,

hilfsweise„
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‚das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG Bremen zurückzuverweisen.

In ihrer Revision3begründung, auf die Bezug genommen wird,

trägt die Klägerin vor, der Wiedereinsetzungsantrag gegen

die Versäumung der Revisionsfrist sei rechtzeitig gestellt.

Mit der Revision rüge sie die Verletzung der 55 67 und

106 des Sozialgerichtsgesetzes_(SGG) durch das LSG. Eine
schuldhafte Versäumung der Klagefrist liege nicht vor.

Sie, die Klägerin, sei damals 74 Jahre alt gewesen; sie

‚sei eine einfache Frau, die zwar der deutschen Sprache

mächtig sei, sie aber nicht schreiben könne. Insbesondere

bei amtlichen Schreiben sei sie auf fremde Hilfe angewie—

sen. Sie lebe ohne Angehörige in ärmlichen Verhältnissen

in einem Vorort von Buenos Aires. Während des Laufes der

Klagefrist sei sie bettlägerig krank gewesen. Sofort nach

;hrcr Wiederherstellung habe sie Pfarrer Schr:gaufgesucht

und ihn mit der Erhebung der Klage beauftragt. Die Nach—

barinnen — ”einfache hiesige Leute" — habe sie dafür nicht

in Anspruch nehmen können. Spätestens das LSG habe in Aus—

übung seiner Aufklärungspflicht gemäß 5 406 SGGdie glei—

chen Auskünfte und Bescheinigungen einholen müssen, die
das BSG eingeholt habe. Der Rechtsstreit seigauch entschei—

dungsreif. Sie sei Volksdeutsche und stamme aus dem Grenz—

bereich des deutschen Siedlungsgebietes in Slowenien. Ihr
Ehemann und ihre vier Söhne seien Angehörige des Heimat—

schutzes gewesen und im Zusammenhang mit dieser Zugehörig—

keit umgebracht worden.

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen.

Sie meint, ein Verfahrensfehler des LSG liege nicht vor.

31
.
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Die Klägerin hat die Revisionsfrist und die Revisions—

begründungsfrist zunächst versäumt° Ihr war jedoch auf“
ihren Antrag Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der

_
Revisionsirist und — auch ohne besonderen Antrag (vgl°

@ 67 Abs. 2—Satz 4 SGG) —Wiedereinsetzung gegen die
Versäumung der Revisionsbegründungsfrist zu gewähren

(vgl. BSG in SozR SGG % 67 Nr° 9 und 19)° Einer beson»

deren förmlichen Entscheidung über diesen Wiederein—

setzungsantrag bedurfte es nicht; vielmehr konnte diese

Entscheidung in den Entscheidungsgründen des Urteils

mitgetroffen werden (vgl„ BSG in SozR SGG % 67 Nr° 14)°

Das angefochtene Urteil ist der Klägerin am 25° Septem—

ber 1969 in Argentinien zugestellt worden„ Die Revisionsm

frist lief daher am 23„ Dezember 1969 ab (vgl° @@87

» Abs° 1 Satz 2, 155‚y165 SSG)° Bis zu diesem Zeitpunkt

ist eine den Formvorschriften des 5 166 SGG entsprechende

Revisionsschrift bei dem BSG nicht eingegangen, sondern

lediglich die von der Klägerin handschriftlich unter—
zeichnete Revisionsschrift vom 24. November 1969 mit dem>

—darin enthaltenen Armenrechtsgesuch° Die Klägerin ist

jedoch infolge Armut und somit ohne ihr Verschulden zu»

nächst gehindert gewesen, die zur Durchführung der Re”

vision gebotenen Rechtshandlungen in wirksamer Form,

nämlich durch einen zugelassenen Prozeßbevollmächtigten
(vgl. 5 166 Abs° 2 SGG), rechtzeitig vorzunehmen° Dieses

Hindernis ist durch den Beschluß des Senats vom 18° Sep—

tember 1970 behoben worden, durch den der Klägerin das

Armenrecht bewilligt und Rechtsanwalt Dr° Wolfgang Z„

als Prozeßbevollmächtigter beige0rdnet worden ist„ Die

Klägerin hat alsdann innerhalb eines Monats (vgl.° 5 67

Abs. 2 SGG} durch ihren Prozeßbevollmächtigten Wieder—

einsetzung beantragen und die versäumten Rechtshandlun—

gen nachholen lassen (vgl° BSG in SozR SGG% 67 Nr„ 11
und Nr; 19)„ Die durch den Prozeßbevollmächtigten der

Klägerin mit Schriftsatz vom 12. Oktober 1970 erfolgte

Einlegung und Begründung der Revision gilt daher als
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fristgerecht eingelegt i.S. der 55 464, 466 i.V.m. 5,67 SGG.

Das LSG hat die Revision nicht nach 5 462 Abs. 4 Nr. 4 SGG

zugelassen; eine Gesetzesverletzung bei der Beurteilung des

ursächlichen Zusammenhangs im Sinne des 5 462 Abs. 4 Nr. 5
SGG ist nicht im Streit. Die Revision ist daher nur statt—
haft,

wenn ein wesentlicher Mangel im Verfahren des LSG im

Sinne des 5 462 Abs. 4 Nr. 2 SGG gerügt wird und vorliegt

(vgl. BSG 4, 450). Die Klägerin rügt in ihrer Revisions—

begründung als wesentlichen Verfahrensmangel Verletzungen

der 55 67 und 406 SGG. Werden mehrere Verfahrensmängel ge—
rügt, so genügt es für die Statthaftigkeit der Revision,

wenn einer dieser Verfahrensmängel vorliegt. In einem sol"

chen Fall kommt es für die Statthaftigkeit der Revision

nicht mehr darauf an, ob auch die übrigen Rügen durchgrei—

:cn (s. dazu BSGin SozRsGe@462 Nr. 422).

Die Klägerin erblickt die von ihr gerügte Verletzung des

% 67 SGGdarin, daß das LSG ihrem Antrag auf Wiederein—
:etzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung der

Klagefrist nicht stattgegeben und infolgedessen eine Sach-

ontscheidung unterlassen habe. Diese Rüge einer Verletzung

des 5 67 SGG greift durch; sie scheitert nicht etwa daran,

daß bereits das SG die Wiedereinsetzung abgelehnt und die
Klage als verspätet abgewiesen hat, so daß das LSG nur
über einen Mangel im Verfahren der ersten Instanz zu ent»

scheiden gehabt hätte (vgl. BSG in SozR SGG% 462 Nr. 40}.
Gegen das Urteil des SG ist die Berufung uneingeschränkt

zulässig gewesen (5 445 SGG). Die Klägerin hat Berufung

eingelegt und in zweiter Instanz u.a. auch den Antrag auf

Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der Klagefrist ge—
stellt. Das LSG hatte also nicht nur über einen etwaigen

Mangel im Verfahren des SG, sondern auch über den Antrag

der Klägerin auf Wiedereinsetzung als Grundlage für das
Berufungsverfahren zu entscheiden. Die von dem LSG bestä»

tigte Ablehnung des Wiedereinsetzungsantrages betraf also

nicht nur das Verfahren des SG‚ sondern auch das eigene
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I

desLSG(vgl. BSGin SozRSGG5'162 Nr. 66),

Die Widerspruchsbescheide vom 24. und 22. Dezember 1966

sind der Klägerin ausweislich des Zustellungsnachweises

der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland am 9. Februar

1967 in Buenos Aires/Argentinien, also im Ausland, zuge—

stellt worden. Die Klagefrist betrug daher gemäß 5 87

Abs. 1 Satz 2 SGG drei Monate; sie endete am 9. Mai 1967.

Die Klageschriften sind jedoch erst am ?. August 4967,

also verspätet, beim SG Bremen eingegangen. Zu Unrecht

hat das LSG jedoch den von der Klägerin gestellten Wieder”

einsetzungsantrag abgelehnt. Gemäß @ 67 Abs. 4 SGG ist

.
auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge— ( ff

währen, wenn jemand ohne Verschulden verhindert war. ‘

eine gesetzliche Verfahrensfrist einzuhalten. Anders als

bei 5 253 der Zivilprozeßordnung (ZPO) wird nicht auf ein
objektives Moment — Naturereignisse oder andere unabwendm

bare Zufälle «, sondern auf ein subjektives Moment „ das

Verschulden des Beteiligten — abgestellt. Bei der Beur—
teilung eines Wiedereinsetzungsantrages ist also immer

ein subjektiver Maßstab an die konkrete Person anzulegen7

wobei neben deren Gesundheits— und Geisteszustand
u.a.

Bildungsgrad, Geschäftsgewandtheit, Rechtskenntnissc,

aber auch Sprach— und Schreibgewandtheit von Bedeutung

sein können (vgl. Peters/Sautter/Wol■f, Kommentar zur

Sozialgerichtsbarkeit, % 67 Anm. 7 S. 245). Wird auf der

einen Seite gefordert, daß es unter Umständen für den
Rechtsuchenden erforderlich sein kann, den Rat einer

rechtskundigen Person einzuholen, um offenbare Rechts«

irrtümer zu vermeiden (vgl. BSG in ZfS 1965 S. 547), dann

'muß andererseits auch dem Rechtsuchenden die Möglichkeit

zugebilligt werden, sich vor Einlegung eines Rechtsbe«

helfs fachkundig darüber beraten zu lassen, ob seine

Rechtsverfolgung eine Aussicht auf Erfolg hat oder ob

er davon Abstand nehmen soll. Gerade ein gewissenhafter
_

Prozeßführender wird das verständliche Bestreben hcben‚"

..

_9‘__
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unter Abwägung des Für und Wider eine sachgemäße Beur—

teilung über die Einlegung des Rechtsbehelfs zu treffen
(vgl. Urteil BGH vom 20. Mai 1970 in Monatsschrift für

Deutsches Recht 1970 S. 75?)° Ob dazu in jedem Falle die

Beratung durch einen Rechtsanwalt oder sonstigen rechts-

kundigen Berater erforderlich ist, kann für den vorlie—

genden Fall dahinstehen. Jedenfalls aber sind die persön—
lichen Verhältnisse der Prozeßpartei zu berücksichtigen,

insbesondere wenn diese geschäftsungewandt ist, die recht-

lichen Probleme schlechterdings nicht übersehen und die

rein technischen Probleme einer Rechtsmitteleinlegung

nicht meistern kann° Dabei kommt es auch nicht darauf

an, ob vor dem Rechtsmittelgericht Vertretungszwang be—

steht oder nicht, denn die vorherige Beratung und Unter—

stützung bei der Meinungsbildung und technischen Durch—

führung des RechtSbehelfs hat mit der späteren Prozeß—

vertretung nichts zu tun° '

Im vorliegenden Fall hat die Klägerin bereits im Berufungs—
verfähren durch die Vorlage der Bescheinigung des behan—

.delnden Arztes Dr. 313121112: unter Beweis gestellt, daß

sie infolge Herzinsuffizienz vom 15, Februar bis 54„ Juli

4967, also gerade während des Laufes der Klagefrist und

noch darüber hinaus, bettlägerig krank gewesen ist. Das

LSG hat das entsprechende Vorbringen der Klägerin als
"ohne Bedenken glaubhaft“ bezeichnet und festgestellt, daß

die Klägerin, "während die Klagefrist lief, krank und auch

bettlägerig gewesen ist". Wenn das LSG jedoch weiter die

Feststellung getroffen hat, daß die Klägerin ”deshalb"

nicht gehindert gewesen ist, rechtzeitig schriftlich Klage

zu erheben, und daß die Klägerin in der Lage gewesen ist,

eine "derartige schriftliche Nachricht" — gemeint ist eine
Postkarte an das SG Bremen mit der Mitteilung der Klage—

erhebung — entweder selbst zu verfassen oder durch einen

in ihrer Umgebung lebenden Menschen verfassen zu lassen,

so ist nicht ersichtlich, auf Grund welcher Beweismittel

_ 40 _
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ldas LSG zu dieser Feststellung gekommenist° Das LSG
scheint insoweit seine Verpflichtungen, die sich aus
5 67 SGG ergeben, verkannt zu haben„ Auch bei einem

Antrag auf Wiedereinsetzung hat das Gericht im Rahmen

des 5 405 SGGden Sachverhalt, der für die Entscheidung
über den Wiedereinsetzungsantrag rechtserheblich ist,

von Amts_wegen zu erforschen. Diese Aufklärungspflicht

wird auch nicht dadurch aufgehoben, daß gemäß % 67 sec '—

der Antragsteller die Tatsachen zur Begründung des An—

trages glaubhaft machen "soll" (vgl° BSG in SozR SGG
% 67 Nr° 45)„ Eine unbedingte Pflicht zur Glaubhaft—

machung besteht schon nach dem Wortlaut des Gesetzes

nicht. Die. Pflicht zur Aufklärung der für den Antrag
auf Wiedereinsetzung rechtserheblichen Tatsachen wird

um so ernster zu nehmen sein‚ je mehr Anhaltspunkte
dafür gegeben sind, daß persönlichkeitsgebundene Um—

stände ein Verschulden ausschließen können° Mit Recht

weist die Klägerin in ihrer Revisionsbegründung darauf Ü

hin, daß bereits das LSG die Ermittlungen hätte durch— f

führen müssen, die der erkennende Senat im Rahmen des

Armenrechtsverfahrens durchgeführt hat° Alsdann hätte

sich ergeben‚ daß die Klägerin während des Laufes der

Klagefrist nicht nur krank und bettlägerig gewesen ist‚
‚sondern daß sie auch der deutschen Schriftsprache nur

unvollkommen mächtig ist und sich insbesondere bei amt»

lichen Schreiben auf fremde Hilfe verlassen muß, daß sie

für sich allein und ohne Angehörige in einem entfernten

Vorort von Buenos Aires (Provincia Buenos Aires) wohnt

und daß sie durch "einfache hiesige Leute" — also offen“

bar durch Argentinier, bei denen eine Kenntnis der

deutschen Schriftsprache nicht ohne weiteres angenommen
werden kann — während ihrer Krankheit betreut worden

ist° Damit entfällt aber auch die Annahme des LSG, daß

die Klägerin selbst eine Postkarte zur Klageerhebuug

schreiben oder durch "einen in ihrer Umgebung lebenden

Menschen" verfassen lassen konnte„
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Wird weiter berücksichtigt, daß die Klägerin nach den

bei den Akten befindlichen Unterlagen aus einem anderen
Réchtskreis und Sprachgebiet stammt und nicht nur rechts—

unkundig, sondern auch geschäftsungewandt ist, dann muß

ihr nach den obigen Ausführungen ferner zugebilligt wer-

den, daß sie sich vor Erhebung der Klage mit Pfarrer

Sbht1; dem ihr Vertrauen gehört, beraten konnte. Diesen

Berater hat die Klägerin erst am 5. August 1967, als

ihre Krankheit und Bettlägerigkeit überstanden waren,

aufsuchen können° Am gleichen Tage ist von Pfarrer Schü■;„

die Klageschrift gefertigt und abgesandt worden. Unter

Berücksichtigung der Gesamtumstände ist die Klägerin da—

her ohne ihr Verschulden gehindert gewesen, die Klage—

frist einzuhalten. Das LSG hat 5 67 SGG verletzt, wenn

es den Antrag der Klägerin auf Wiedereinsetzung gegen

die Versäumung der Klagefrist abgelehnt und aus diesem

Grunde eine Sachprüfung und —entscheidung unterlassen

hat. Die Revision ist aus diesem Grunde statthaft. Das

angefochtene Urteil beruht auch auf dem gerügten Verfah—

rensmangel und war daher aufzuheben.

Entgegen der Auffassung der Klägerin konnte der Senat

nicht in der Sache selbst entscheiden (5 470 Abs. 2
Satz 1 SGG), weil das LSG keine Feststellungen darüber

getroffen hat, ob die Klägerin zu dem versorgungsberech—

tigten Personenkreis (vgl. 5 7 BVG) gehört und ob die
sonstigen Voraussetzungen für einen Versorgungsanspruch
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nach 55 58, 49 oder 52 des Bundesversorgungsgesetzes

gegeben sind. Die Sache war daher zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverwcisen

(vgl. 5 170 Abs. 2 Satz 2 SGG).
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